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Offentliche Anhérung zum Pflege-Weiterentwicklungsgesetz

Sehr geehrte Frau Dr. Bunge,

im Vorfeld der Anhérungen am 21. Januar 2008 Gbersenden wir
anliegend unsere Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur
strukturellen Weiterentwicklung der Pflegeversicherung (BT-Drs.
16/7439) sowie den Antrdgen der Fraktionen Blndnis 90/Die
Grinen, Die Linke sowie der FDP.
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/b\. Deutsche Alzheimer Geselischaft e.V. - 10969 Berlin

Stellungnahme der Deutschen Alzheimer Gesellschaft zum
Entwurf eines Gesetzes zur strukturellen Weiterentwicklung der
Pflegeversicherung der Bundesregierung (BT-Drs. 16/7439) und
den Antrigen der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen, Die Linke
und FDP (Stand 16.01.2008)

Schon seit langem beklagt die Deutsche Alzheimer Gesellschaft,
dass die Pflegeversicherung die Demenzkranken ungenigend
berlcksichtigt und Leistungen seit Beginn nicht dynamisiert wurden,
obwohl die Anforderungen an die Pflege seit Jahren gestiegen sind.
Deshalb begriBen wir, dass die Pflegeversicherung mit dem
vorliegenden Entwurf, der eine Fllie von Ansatzpunkien enthalt,
besser auf die Bedlrfnisse der PflegebedUrftigen und ihrer Ange-
hérigen ausgerichtet werden soll. Hinsichtlich der Ausgestaltung gibt
es allerdings aus unserer Sicht noch Anderungsbedarf.

Wir bedauern, dass diese Reform nicht eine grundsétzliche
Anderung des Pflegebedirftigkeitsbegriffes enthait, was gerade fur
die bessere Versorgung Demenzkranker sehr wichtig ware, Pflege
ist mehr als Kérperpflege und sollte ganzheitlich und unter dem
Aspekt der Teilhabe gesehen werden. Dabei sind Pflegebediirftige
nicht als homogene Gruppe zu sehen, sondern als Menschen mit
sehr unterschiedlichen Bedirfnissen, die differenzierte Leistungen
bendtigen, um die Pflegesituation bewéltigen zu kénnen.

Eine weitere Reform nach Abschluss der Arbeit des Beirates zur
Uberarbeitung des Pflegebedurftigkeitsbegriffes Ende 2008 wird
deshalb nétig sein.

Zu den geplanten Anderungen nehmen wir im Einzelnen wie folgt
Stellung:

§ 7a Pflegeberatung

Grundsatzlich sehen wir den Bedarf, Pflegebedlrftige und ihre
Angehdrigen bei der Pflege zu begleiten. Viele Betroffene finden
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sich im Dschungel der Anbieter und Kostentrager nicht zurecht.
Schon jetzt leisten die Alzheimer Gesellschaften bei den demenz-
kranken Pflegebedurftigen ,Begleit-Arbeit*, weil sich diese sonst
nicht zurecht finden wirden, z.B. bei der Antragstellung zur
Pflegeversicherung, bei der Suche nach geeigneten Angeboten
aber auch bei der Bewiltigung der Pflegesituation. Auch
Pflegebedrftige, die (noch) nicht in der Pflegestufe 1 sondern
womdglich als Person mit eingeschrankter Alltagskompetenz in .
der so genannten Pflegestufe O sind, soliten die Hilfen der Pflegeberaterinnen und —berater

sowie der Pflegestiitzpunkte auf Wunsch in Anspruch nehmen kénnen.

Im vorgelegten Gesetzentwurf wird eine Reihe von Festlegungen kritisch gesehen:

a) Pflegeberaterinnen und Pflegeberater sollten in jedem Fall unabhéngig sowohl von
den Kostentragern als auch von den Anbietern der Pflegeleistungen sein.

b) Pflegeraterinnen und Pflegeberater soliten nicht zugeordnet werden, sondern Pflege-
bedorftige missen die freie Wahl eines Pflegeberaters haben.

c) Beiden fir die Pllegeberatung in Frage kommenden Berufsgruppen sind insbesondere
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter zu nennen, die von der Ausbildung besser als
Versicherungsfachleute oder Altenpfleger die geforderten Aufgaben (bermnehmen
kénnten.

d) Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft sieht erhebliche Schnittstellenproblematiken,
z.B. bei der Entlassung aus dem Krankenhaus mit dem Sozialdienst (siehe auch § 11
SGB V Versorgungsmanagement). Wir brauchen auf keinen Fall doppelte Ko-
ordinationen. Das Geld, das fiir Koordination ausgegeben wird, steht dann nicht mehr
fur die BedUrfnisse der Pflegebedirftigen selbst zur Verfigung.

e) Positiv gesehen wird, dass die Pflegeberaterinnen und Pflegeberater auch das soziale
Umfeld und die Bezugspersonen bei der Pflegeplanung einbeziehen soilen.

§ 18 Frist im Verfahren zur Feststellung der Pflegebediirftigkeit

Es wird begrilt, dass die Feststellung der Pflegebedirftigkeit innerhalb von funf Wochen,
oder in bestimmten Féllen schneller, erfolgen soll.

§ 33 Abs. 1 Befristung der Pflegestufen

Die befristete Zuordnung zu einer Pflegestufe kann gerade bei Demenzkranken zu einer
regelrechten Herabstufung nach Zeitablauf fiihren, sofern die Entwicklung der Erkrankung
~erwartungsgemal” zu Bettldgerigkeit oder zu einer Erndhrung per PEG fuhrt. Dies wirde zu
einer erhdhten Unsicherheit in der Finanzierung der Pflege fiihren.

§ 36 ,,Poolen” und in Anspruchnahme von Leistungen im hduslichen Bereich

Es wird begri3t, dass kiinftig Sachleistungen in Wohngemeinschaften aber auch im Quartier
gemeinsam in Anspruch genommen werden kdnnen und dadurch bei Sicherstellung der
Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung auch Betreuungsleistungen dariiber
mdglich werden. Diese Flexibilitét entspricht insbesondere den Bedtrfnissen Demenzkranker.

Die Anhebung der Siatze fir die Pflegesachleistungen im héuslichen Bereich war lngst
(berfallig und wird begradt. Grundséatzlich halten wir es fur gut, dass der Grundsatz ,ambulant
vor stationdr” damit gestarkt wird.

§ 37 Pflegegeld
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Die Anhebung der Leistung erfolgt auf einem niedrigen Niveau,
das nach wie vor eher Anerkennungscharakter hat, dennoch
wichtig fur die Pflege durch Angehorige ist.

Begrit wird, dass kinftig auch neutrale und unabhingige
Beratungsstellen die Beratungsbesuche durchfuhren koénnen.
Insbesondere fir Personen mit eingeschrankter Alltags-
kompetenz, die noch nicht die Voraussetzungen der Pflegestufe |
erflillen, sollten auch Beratungsstellen, die keine Pflegefachkraft nachweisen kénnen, aber
Uber eine spezielle fur diesen Personenkreis wichtige Kompetenz verfugen, z.B. der
Alzheimer Gesellschaften, den Beratungsbesuch durchfiihren kénnen.

§ 41 Stirkung der Tages- und Nachtpflege

Es wird begrift, dass die Moglichkeit der Tages- und Nachtpflege klnftig durch den
zusétzlichen hdiftigen Anspruch auf Pflegegeld oder ambulante Sachleistung gestérkt wird.
Viele Pflegebedirftige benétigen neben der Tagespflege noch die ambulante Pflege bzw. die
Pflege durch Angehérige, um dberhaupt den Besuch in einer Tagespflege wahmehmen zu
kénnen. Schon jetzt ist der Besuch in einer Tagespflege ohne Zuzahlungen nicht taglich
maoglich. Diese Anderung wird insbesondere berufstatige Angehérige entlasten.

§ 43 a Stationire Pflege

Wir sind der Meinung, dass es bei aller Starkung des ambulanten Bereichs auch kinftig auf
Grund der hohen Anforderungen an pflegende Angehdrige, die oft selbst hochaltrig sind, und
der Zunahme von allein lebenden Menschen Angebote im stationdren Bereich geben wird.
Deshalb ist es wichtig, auch diese mit ausreichenden Ressourcen zu versehen. Dies ist
insbesondere in Hinblick auf Aspekte der Kommunikation, sozialen Betreuung und Teilhabe
ndtig. Um diese zu sichern, beflirwortet die Deutsche Alzheimer Gesellschaft den Einsatz von
Prasenzkraften und fordert den Gesetzgeber auf, dafir durch die entsprechende
Beriicksichtigung bei den Pflegesétzen auch die finanziellen Voraussetzungen zu schaffen.

§ 44 a Pflegezeit

Um insbesondere Frauen, die immer noch die Hauptlast der Pflege tragen, die Méglichkeit zu
geben, Pflege kurzfristig selbst zu Obernehmen bzw. auch Iiingerfristige Pflege zu
organisieren, ist die Moglichkeit einer Pflegezeit fir einen begrenzten Zeitraum hilfreich,
Wiinschenswert wire allerdings, dass mit einer Pflegezeit neben dem Anspruch auf
Fortzahlung von Kranken- und Rentenversicherungsbeitrdgen auch der Anspruch auf
Weiterzahlung der Vergiitung fiir einen bestimmten Zeitraum verbunden wére.

§ 45 a Inanspruchnahme von Leistungen durch Personen mit eingeschrankter Alltags-
kompetenz ohne Pflegestufe

Wir finden es positiv, dass durch diesen Zusatz auch Personen ohne Pflegestufe, aber mit
eingeschrankter Alltagskompetenz Betreuungsleistungen in Anspruch nehmen kénnen. Damit
ist zumindest fUr einen Teil der Menschen Entlastung mdglich, auch ohne dass der Pflege-
bedurftigkeitsbegriff umfassend gedndert wurde.

§ 45 b und ¢ Ausweitung der Leistungen fiir niedrigschwellige Angebote und der
Strukturférderung

Wir begriBen die Ausweitung der Leistungen flr Betreuungsleistungen, die vielen Demenz-
kranken zu Gute kommen werden, und auch die Ausweitung der Strukturférderung, die
hoffentlich weitere Angebote schafft. Allerdings gibt es zu Detailfragen folgende kritische

Anmerkungen:
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a) Betreuungsleistungen sollen kinftig bis zu 200 € monatlich
in Anspruch genommen werden kénnen. Wir halten es
nicht fur realistisch, dass mit einem Assessment, das nur
eine Tagesverfassung abbilden kann, eine hinreichend
klare Abgrenzung zwischen verschiedenen Stufen von
.eingeschrankter Alltagskompetenz® erfolgen kann.
Deshalb erscheint eine Abstufung der zu leistenden
Betrdge nicht sinnvoll.

b) Bei den genannten Leistungen werden unter 5. niedrigschwellige Betreuungsangebote
genannt, die von Pflegestitzpunkten vermittelt werden. Auch fiir diese scheint eine
Anerkennung und damit gesicherte Qualitit unabdingbar. Es kann nicht sein, dass ein
Teil der Angebote ein Anerkennungsverfahren durchlaufen muss und andere ,einfach
$0“ vermittelt werden kénnen.

¢) Hinsichtlich der Méglichkeit der Ubertragbarkeit von nicht ausgeschopften Leistungen
solite hier die Flexibilitat erweitert werden und eine Ubertragbarkeit auf das gesamte
nachste Kalenderjahr méglich gemacht werden.

d) Zusatziich in den Katalog der Angebote sollte die Verhinderungspflege aufgenommen
werden, um mehr Flexibilitat fir Entlastung zu schaffen.

§ 45 d Forderung ehrenamtlicher Strukturen sowie der Selbsthilfe

Grundsétzlich wird die Starkung der Selbsthilfe und des ehrenamtlichen Engagements im
Bereich der Pflege begriidt. Ehrenamtliche brauchen Strukturen, in denen Begleitung und
Schulung stattfinden kann. Allerdings haben wir auch Beflirchtungen, dass die Selbsthilfe in
diesem Bereich durch die Schnittstellenproblematik des § 20 SGB V womdglich keine
zusétzliche Férderung erfahrt, sondern vielmehr Antrdge im Bereich des SGB V mit Hinweis
auf die neue Forderung des § 45 d abgelehnt werden kénnten. Unversténdlich ist auch,
warum kunftig Selbsthilfekontaktstellen aus dem Geld der Pflegeversicherung Gelder
bekommen sollen. Dies lehnen wir ab, weil darin kein Nutzen fur die Pflegebedirftigen
gesehen werden kann. Auch fir die Selbsthilfekontakistellen gibt es bereits eine
Forderméglichkeit im § 20 SGB V. Hier werden Gelder in Stellen gelenkt, wobei der
Zusatznutzen fir den einzelnen Pflegebedirftigen nicht erkennbar ist.

Bei Beriicksichtigung der Erweiterung der Férderung um diese neuen Feider scheint dann
auch die Aufstockung der Strukturférderung um 10 Millionen nicht mehr ausreichend zu sein.

§ 74 Kiindigung von Versorgungsvertriagen

Es wird begriifdt, dass kinftig die Verwirklichung der Selbstbestimmungsrechte der Pflege-
bedurftigen in der Gewahrung bzw. Kandigung von Versorgungsvertrdgen einen hdheren
Stellenwert bekommt.

§ 77 Vertrage mit Einzelpflegekréfte

Da es in der Vergangenheit immer wieder zur Ablehnung solcher Einzelvertrdge gekommen
ist, ist die Konkretisierung positiv zu sehen. Ob die Kassen kinftig zur Starkung des
Seibstbestimmungsrechtes der Pflegebedirftigen mehr Einzelvertrage abschlielen werden,

muss sich zeigen.
§ 82 b Ehrenamtliche Unterstiitzung

In vielen Einrichtungen mangelt es an Angeboten fiir die soziale Betreuung, an Zeit fur die
Erfillung individueller Winsche von Pflegebedirftigen und an genigend Zeit fur die
Nahrungsaufnahme. Zum Beispiel die genannten Tétigkeiten kdnnten durch geschulte ehren-
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amtliche Helferinnen und Helfer abgedeckt werden, die zusatzlich
durch ihre Anwesenheit zur Transparenz, Offnung nach aulen
und zur Qualitdtsverbesserung einer Einrichtung beitragen
kénnen. Deshalb ist es richtig, den Aufwand fir die Planung und
Organisation ehrenamtlicher Unterstitzung in den
Vergiitungsvereinbarungen zu bertcksichtigen.

§ 87 a Anreiz zur aktivierenden Pflege und Rehabilitation

Es wird begrifdt, dass ein finanzieller Anreiz fir aktivierende Pflege und Rehabilitations-
malnahmen geschaffen wird. Ob der Anreiz in dieser Héhe Ziel fihrend sein wird, ist fraglich.
Aktivierende Pflege und Rehabilitation solite auch chne Anreiz eine Selbstversténdlichkeit
sein und dem Geist einer jeden Einrichtung entsprechen. Ob damit eine grundsétzliche
Haltung gedndert werden kann, bleibt zu hoffen.

§ 92 c Pflegestiitzpunkte

Grundsatzlich ist der Ansatz, zentrale, wohnortnahe Anlaufstellen zu schaffen und Leistungen
Ubergreifend zu erbringen, richtig. Allerdings wird die Umsetzung wie im Gesetzentwurf
vorgesehen Kritisch gesehen:

Fiur eine Akzeptanz bei den Betroffenen ist die Unabhéngigkeit von Geldgebern und
Leistungserbringern unabdingbar. Deshalb wird die Option in Absatz 2 fur bedenklich
gehalten, wonach die Pflegestiitzpunkte bei einer zugelassenen Pflegeeinrichtung errichtet
werden kénnen. Hier ist die Unabhéngigkeit der Beratung und Keordinierung in Gefahr, als
natirlich bei der Inanspruchnahme gewisser Dienste wohl die eigene Pflegeeinrichtung
praferiert werden durfte. Deshalb sollten gerade unabhéngige Verbande (auch Selbsthilfe-
organisationen) als Trager in Frage kommen. Der Ansatz, Selbsthilfegruppen und andere
ehrenamtliche Personen in die Arbeit der Pflegestitzpunkte einzubeziehen, wird von daher
begriit.

An manchen Orten gibt es bereits funktionierende Beratungs- und Unterstitzungsnetzwerke.
Diese sollten durch die Schaffung neuer Strukturen nicht gefahrdet werden, sondern
unbedingt genutzt werden. Es sollte schon zu Beginn sicher gestellt sein, dass neue
Pflegestitzpunkte in ihrer Finanzierung auch nach der Anschubfinanzierung nachhaltig
gesichert sind. Wir halten es for Verschwendung von Geldern, wenn neue koordinierende
Stellen geschaffen werden, die drei Jahre brauchen, um sich bekannt zu machen und danach
nicht weiter finanziert werden.

§§ 113, 114, 115 Pflegequalitiit
Folgende Ansétze in den §§ 113 bis 115 werden fur besonders wichtig gehaiten:

a) Begruft wird, dass bei Prufungen nicht nur die Pflegebedirftigen sondern auch die
Angehdrigen, Betreuer und Interessensvertretungen befragt werden kénnen. Dies
sollte noch verbindlicher verankert werden.

b) Die geplante Veroffentlichung von Prifberichten wird begrit. Allerdings sind die
Verbénde der Betroffenen einzubeziehen, um insbesondere weitere fur die Pflege-
bediirftigen und ihre Lebensqualitdt wichtige Kriterien zu identifizieren, die bisher nicht
vom MDS erfasst werden und die Teil der Verdffentlichung sein sollen, z.B. der
Umgang mit flexiblen Aufstehzeiten, offenen Besuchszeiten, Mitnahme von eigenen
Gegenstinden usw. Die Charta der Rechte hilfe- und pflegebedirftiger Menschen gibt
dafiir gute Ansatzpunkte.

¢) Eine Qualitatsprifung durch externe Sachversténdige kann nur dann akzeptabel sein,
wenn die MaRstabe fur die Prifung allgemein guitig und klar definiert sind AuRerdem
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dirfen damit nicht unangemeldete Kontrollen durch
staatliche Prifinstitutionen ausgeschlossen sein.

d) Die Entwicklung von Mafstiben sowie von Standards
gemal § 113 a {Expertenstandards, Qualitatsniveaus)
soliten multidisziplindr und unter Einbeziehdung der
Betroffenen erfolgen.

Anderungen im SGB V (gesetzliche Krankenversicherung)
§ 11 Versorgungsmanagement

Das verbesserte Versorgungsmanagement ist positiv zu sehen, um die oben erwdhnten
Schnittstellenprobleme zu begrenzen. Ob die Abstimmung von noch mehr koordinierenden
Akteuren in der Praxis funktionieren wird, bleibt fraglich.

§ 40 Absatz 3 Zahlung der Krankenkassen an die Pflegekasse

Es wird bezweifelt, ob die Hbéhe der zu leistenden Zahlung der Krankenkasse an die zu-
standige Pflegekasse ein Anreiz fir mehr Rehabilitationsleistungen sein wird. Eine Rehabili-
tationsmaBnahme kostet ein Vielfaches dessen, was hier als ,Entschidigung® geleistet
werden muisste.

§ 119b Sicherstellung der drztlichen Versorgung in Heimen

Die arztliche Versorgung in Heimen, insbesondere von Fachérzten, ist bereits seit Jahren
mangelhaft. Es erscheint daher dringend notwendig, diese zu verbessern. Die Zulassung von
angesteliten Arzten in Heimen wird deshalb grundsétzlich positiv gesehen. Allerdings missen
diese unabhangig von Tragerinteressen arbeiten kénnen.

Abschliefend wirden wir uns winschen, dass die Beteiligungsrechte der Betroffenen, die an
einigen Stellen erwahnt werden, noch starker im Gesetz verankert werden. Die maf3geblichen
Organisationen der Selbsthilfe sind im Gesetz nicht néher definiert. Wir melden heute schon
einmal an, dass wir das Mitspracherecht ,als maRgebliche Organisation der Selbsthilfe” fir die
nicht kleine Gruppe der demenzkranken Pflegebediirftigen wahrnehmen wollen,

Fir die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

gez. Barbel Schonhof gez. Sabine Jansen
Vorstandsmitglied Geschéftsfihrerin

Stellungnahme DAIzG zum PANG, Seite 6/6, 16.01.2008



	signatureButton: 
	Nummer: 16(14)0327(41)
	Datum: 16.01.2008
	Tagesordnung: eingeladener Verband zum PfWG an beiden Blöcken am 21.1.08


